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KURZ KOMMENTIERT

Kohlesubventionen

Keine tragfähige Lösung

B is  zum Jahresende muß der Bundestag über die Höhe 
des Kohlepfennigs im nächsten Jahr entscheiden. Ei
nigkeit herrscht in der Regierung darüber, daß die Aus
gleichsabgabe der S trom verbraucher für den Einsatz 
teurer deutscher Steinkohle in den Kraftwerken w ieder 
sinken soll, ist doch der S trom preis in der Bundesrepu
blik höher als in den m eisten anderen EG-Ländern. Vor 
allem die Aufforderung der EG-Kom m ission, bis zum 
Herbst einen Plan zur Verm inderung der Kohlesubven
tionen bis zum  Jahr 1993 vorzulegen, hat den Druck ver
stärkt, zu einer längerfristigen Lösung zu kommen.

Das jüngste Spitzengespräch der zuständigen Vertre
ter von Bund und Kohleländern brachte jedoch nur eine 
Minimallösung. Um den Kohlepfennig etwas zu verrin
gern, sollen die Zahlungen des Ausgle ichsfonds, die 
spezifischen regional- und beschäftigungspolitischen 
Zielen dienen, in Zukunft aus Haushaltsm itteln erfolgen. 
Die teilweile Entlastung der S trom verbraucher zu La
sten der S teuerzahler ist sicherlich ein -  wenn auch sehr 
zaghafter -  Schritt in die richtige Richtung.

Ein um fassender Einstieg in den angestrebten Abbau 
der Kohlesubventionen läßt sich jedoch nicht auf den 
Kohlepfennig beschränken. V ie lm ehr müßte auch das 
sogenannte M engengerüst des Jahrhundertvertrags 
zwischen Steinkohlenbergbau und Strom erzeugern, 
das eine jährliche Abnahm em enge von m indestens 42 
Mill. t S teinkohle bis zum Jahre 1995 vorsieht, in Frage 
gestellt und letztlich nach unten revidiert werden. Daran 
denkt die Bundesregierung jedoch -  zum indest ö ffen t
lich -  nicht. Auch die unabhängige Expertenkom m is
sion, die im kom m enden Frühjahr ihren Bericht vorlegen 
wird, soll sich m it der Zeit nach Auslaufen des Vertrages 
befassen. Vor d iesem  H intergrund bieten die je tz t be
kanntgegebenen, eher kosm etischen Korrekturen keine 
tragfähige Lösung für die nächsten sechs Jahre. 
Spätestens 1991, nach der Bundestagswahl, dürfte das 
Thema w ieder auf dem  Tisch sein, und dann wird man 
um schm erzhafte E ingriffe kaum herum kom m en, ma

Landesbankenfusion

Gigantomanie

Stehen mächtige A nte ilse igner -  oder gar staatliche 
Fürsorge -  hinter Unternehm en, so neigen diese dazu.

an Strukturen festzuhalten, bis deren Überlebtheit o ffen
kundig ist. Dann erst kommt es zu -  m eist abrupten -  
A npassungen. Vor d iesem  H intergrund findet se it g e 
raum er Ze it die N euordnung der S parkassenorgan isa
tion statt. D erze it s tehen die Landesbanken, an denen 
neben den S parkassenverbänden überw iegend auch 
die B undes länder be te ilig t sind, im Zentrum  der Über
legungen. S ie so llen zu le is tungsfäh ige ren E inhe iten 
fus ion ie rt w erden. M it der Vorlage des G utach tens der 
B era tungsfirm a M cK insey w ird in d iese r D iskussion 
e ine N e igung zur G igantom anie  erkennbar. Dem nach 
so llen d ie  verb liebenen zehn Landesbanken in die 
D eutsche G irozentra le  e ingebrach t werden. Das 
dabei en ts tehende Institu t wäre m it e ine r B ilanz
sum m e von etw a 700 Mrd. DM um ein M ehrfaches g rö 
ßer als der b isherige  B ranchenerste , d ie  Deutsche 
Bank.

A lle rd ings ist kaum zu befürchten, daß d iese Vorste l
lung R ea litä t w ird -  neben den P artiku la rin teressen 
e in ige r Landesbanken werden w ohl auch d ive rg ie 
rende indus triepo litische  K onzepte de r be te ilig ten 
Landesreg ie rungen die  U m setzung der Fusionsp läne 
verh indern . Dennoch w ird s ich das Fusionskarussell 
wohl w e ite rd rehen -  ange trieben durch m arktliche 
Notw end igke iten . H in ter den D iskussionen um die  or
gan isa to rische  U m gesta ltung kom m en dabe i deutlich  
d ie  e igen tlichen  P rob lem fe lder zum  Vorschein. D iese 
liegen im obso le ten ö ffen tlichen Auftrag  des S parkas
senverbundes, in se inen G eschä fts fe ldbesch ränkun
gen und auch den bestehenden Kap ita l- und H af
tungsstruktu ren . E rst w enn d iese durch m arktkon
form e R ege lungen erse tzt w erden, ist zu erw arten, 
daß e rfo rderliche  s truk tu re lle  A npassungen kon tinu
ie rlicher e rfo lgen. wal

Katalysator-Autos 

Entscheidung korrigiert

M it  dem je tzt vorgelegten G esetzentwurf zur steuerli
chen Förderung schadstoffarm er Autos, der die bislang 
geltende Regelung aus dem  Jahr 1985 ersetzen soll, 
w ill die Bundesregierung die Verbreitung des geregelten 
Drei-W ege-Katalysators we iter fördern. Ausdrücklich zu 
begrüßen ist dabei die rückw irkende Einbeziehung von 
PKW  mit einem Hubraum  von weniger als 1 ,41 in die ent
sprechende steuerliche Begünstigung. Damit wird nach 
m ehr als vier Jahren eine Entscheidung des G esetzge
bers korrigiert, die dem  Halter eines Kle inwagens mit 
geregeltem  Katalysator nur ein Drittel der S teuerer

W IRTSCHAFTSDIENST 1989/IX 425



KURZ KOMMENTIERT

sparnis bescherte, die der Besitzer eines großen Fahr
zeugs erzielte.

Für d ie  N euw agenkäufer w ird das bis M itte 1991 be 
fris te te  Förderkonzept e inen zusä tz lichen  A nre iz  b ie 
ten, sich für ein um w eltfreund licheres M odell zu en t
sche iden. M ittle rw e ile  w ählt im D urchschn itt jede r 
zw e ite  eine A bgasre in igung nach der U S-Abgas- 
Norm. A lle rd ings m achen alle N euzu lassungen zu 
sam m en jährlich  nur rund 10% des PK W -B estands 
aus. Um die Besitze r d e rm it Abstand „sch m u tz ig s te n “ 
Fahrzeuge unter den 30 M illionen in der B undesrepu
blik zuge lassenen PKW, die 18,7 M ill. Fahrzeuge ohne 
jede schadsto ffm indernde  Technik, eben fa lls  anzu 
sprechen, soll daher auch der nach träg liche  E inbau 
von K ata lysatoren steuerlich  ge förde rt w erden. Die 
da für vorgesehenen Z uschußbeträge jedoch dürften 
zu gering bem essen sein, um eine größere Zahl von 
A u tobes itze rn  zur N achrüstung zu bew egen. W enn 
nicht abgew arte t werden soll, bis s ich das Problem  
durch na türlichen A bgang der Em iss ionsque llen  im 
Lauf der Ze it von se lbst erled ig t, s ind zusä tz liche  M aß
nahm en wohl kaum zu verm e iden. km

Werften

Ende der Schiffbaukrise?

S e it e iniger Zeit blickt die deutsche Schiffbauindustrie 
w ieder m it m ehr Zuversicht in die Zukunft. Nach langen 
Jahren der Unterauslastung und des Kapazitätsabbaus 
füllen sich je tzt w ieder die Auftragsbücher der deut
schen W erften. Jüngstes Erfolgsbeispiel ist der A b
schluß eines Vertrages über den Bau von sechs C ontai
nerschiffen für die UdSSR. Dieser Auftrag, der gegen 
starke japanische und spanische Konkurrenz gew on
nen wurde, sichert den beteiligten W erften Beschäfti
gung bis 1993.

Die G ründe für die positive Entwicklung der deut
schen W erften liegen zum einen in der wachsenden 
Nachfrage nach Schiffen: wegen steigender Frachtra
ten und besserer Ertragslage sowie einer zum Teil über
alterten Handelsflotte geben die Reeder ihre Investi
tionszurückhaltung auf; verschiedene Prognosen sa
gen übereinstim m end eine weitere Belebung der Schiff
baunachfrage bis Ende der neunziger Jahre voraus. 
Zum anderen haben der Kapazitätsabbau der letzten 
Jahre und die Konzentration auf technisch anspruchs
volle Produkte die W ettbewerbsfähigkeit der Branche 
wesentlich verbessert.

Es scheint jedoch verfrüht, von einem Ende der 
Schiffbaukrise zu sprechen. Es darf nicht übersehen
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werden, daß die Aufträge nur mit staatlicher Unterstüt
zung zustande gekom m en sind. Die Schiffbaupreise 
sind trotz eines Anstiegs während der letzten beiden 
Jahre noch nicht hoch genug, um den deutschen Schiff
bauern m it ihren relatiav hohen Kosten ausrei
chende Erlöse zu verschaffen. Da zudem  angesichts 
der Haltung Koreas in absehbarer Zeit w eder mit einem 
Abbau der w eltweit weiterhin vorhandenen Überkapazi
täten noch mit einem Ende seiner aggressiven Preispoli
tik zu rechnen ist, werden die deutschen W erften auch 
weiterh in nicht ohne Subventionen auskom m en. wei

Polen

Unpopuläre Wahrheiten

D ie  Suche nach dem  berühm ten „L ich t am Ende des 
Tunnels" geht in Polen weiter. Die W eichen w urden auf 
M arktw irtscha ft geste llt; un ter den neugeschaffenen 
B ed ingungen e ines po litischen  P lu ra lism us soll der 
A usw eg aus der tie fen ökonom ischen  K rise nun end
lich gefunden w erden.

Die A usgangs lage  ist äußerst schw ie rig : d ie  Regale 
in den Läden sind leer, d ie  In fla tionsra te  ist dre iste llig , 
das B udge tdefiz it betrug a lle in  im ersten  Halbjahr 
3500 Mrd. Z lo ty  -  fü r das ganze Jah r war ein Defizit 
von m axim al 1000 Mrd. Z lo ty  gep lant - ,  die A us lands
verschu ldung schränkt d ie  b innenw irtscha ftlichen  
E n tw ick lungsm ög lichke iten  ein. Die Freigabe der 
N ahrungsm itte lp re ise  se it dem  1. A ugust löste eine 
neue Teuerungsw elle  aus, b rachte b isher jedoch 
keine A ngebotsste igerung .

In d ieser prekären Situation werden in Polen die Er
fo lgsaussichten der Reform im m er enger an die Lei
stung westlicher Hilfe geknüpft. Diese kann aber stets 
nur eine flankierende Maßnahm e sein. Die entscheiden
den Anstrengungen m üssen aus eigener Kraft kommen; 
es gilt die Lohn-Preis-Spira le zu stoppen und die Bevöl
kerung davon zu überzeugen, daß sie nun m ehr arbei
ten und nicht streiken soll und daß die schm erzlichen La
sten des Um baus von ihr zu tragen sind. Diese unpopu
lären W ahrheiten m üssen nun auch von der Solidarnosc 
vertreten und verantworte t werden. Erst dann kann die 
westliche Hilfe zur Selbsthilfe w irksam  greifen.

Übrigens ist der poln ische Reform weg noch immer 
nicht ganz klar. „W ir wollen sowohl die Fehler der kapita
listischen M arktw irtschaft als auch die des bisherigen 
System s ausschließen“ -  sagte W alesa. Hat Polen 
denn Zeit und der W esten Geld für derartige Experi
m ente? ap
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